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E ine gute Atmosphäre und vie-
le einstimmige Beschlüsse: 

Auf der diesjährigen Gesundheits-
ministerkonferenz (GMK) der 16 
Länder-Ressortchefs in Rostock-
Warnemünde soll es nach Auskunft 
von SPD- und auch CDU-geführten 
Ministerien wenig strittige Diskus-
sionen gegeben haben. Einig war 
man sich bei der Stärkung des 
 Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD) sowie bei der klaren Posi-
tionierung zum künftigen Medizin-
studium im Masterplan 2020 (siehe 
folgende Artikel). 

Die Länderminister forderten die 
Kommunen auf, die Gehälter der 
Ärzte im ÖGD entsprechend anzu-
passen. „Die GMK sieht die Not-
wendigkeit, die Perspektiven für 
den ÖGD neu zu bestimmen und 
auf allen politischen Ebenen die 
Grundlagen für die Gewinnung 
qualifizierter, motivierter Fachkräf-
te zu verbessern“, heißt es in dem 
Beschluss. Darin bekräftigen die 
Minister auch ihre Forderungen der 
vergangenen Konferenzen, die Ärz-
te im ÖGD „nach arztspe zifischen 
tariflichen und besoldungsrechtli-

chen Regelungen für angestellte 
und beamtete Ärztinnen und Ärzte 
im ÖGD in Anlehnung an die Ver-
gütung in Kranken häusern“ zu ent -
lohnen. „Natürlich hören wir von 
den Kommunen, dass eine höhere 
Bezahlung in den kommunalen 
Haushalten oft nicht möglich ist. 
Gleichzeitig muss man sehen, wel-
che wichtige Rolle der ÖGD für die 
Gesundheit der Bevölkerung über-
nimmt“, erklärte die diesjährige 
GMK-Vor sitzende Birgit Hesse 
(SPD), Gesundheitsministerin von 
Mecklenburg-Vorpommern.

Zur Gewinnung von mehr Fach-
ärzten im ÖGD habe beispielsweise 
Hamburg in einigen Bereichen be-
reits damit begonnen, Klinikgehäl-
ter zu zahlen, berichtete die Ham-
burger Senatorin für Gesundheit, 
Cornelia Prüfer-Storcks (SPD) als 
Sprecherin der SPD-geführten Län-
der. Das wirke bereits, so Prüfer-
Storcks. Um strukturell mehr Ärzte 
für den ÖGD zu gewinnen, sollte 
nach Ansicht der Länderminister 
seitens der Bundesärztekammer ge-
prüft werden, inwieweit „bestimm-
te Weiterbildungsordnungen in so-

matischen Bereichen über die bis-
her bestehenden Möglichkeiten hi-
naus“ auch für den ÖGD verankert 
werden können. Auch sollte es 
mehr Famulaturen für Studenten im 
ÖGD geben, damit der Dienst ein 
Teil des Medizinstudiums wird. 
„Außerdem muss stärker dafür ge-
worben werden, dass der ÖGD sich 
besser mit Beruf und Familie ver-
einbaren lässt als eine Tätigkeit im 
Krankenhaus“, so Hesse. Der Mar-
burger Bund forderte die Ländermi-
nister auf, „den Worten nun auch 
Taten folgen zu lassen.“ Rudolf 
Henke, 1. Vorsitzender des Marbur-
ger Bundes, erklärte: „Ohne politi-
sche Unterstützung der Länder und 
Kommunen wird der tarifpolitische 
Konflikt mit den kommunalen Ar-
beitgeberverbänden aber kaum zu 
lösen sein.“

Auf der Tagesordnung der dies-
jährigen GMK stand auch die Ver-
sorgung von Flüchtlingen. Hier 
dankten die Länderminister den 
Mitarbeitern des Gesundheitswe-
sens sowie den ehrenamtlichen Hel-
fern. In Zukunft wollen sich die 
Länder verstärkt über Erfahrungen 
in der Versorgung von Flüchtlingen 
austauschen. Dazu soll es eine In-
formationsplattform der Ländermi-
nisterien geben.

Bei der Strategie zum weiteren 
Aufbau einer Telematikinfrastruk-
tur sind sich die Länder einig, dass 
die bestehenden Netze, wie bei-
spielsweise das sichere Netz der 
KVen (SNK), „möglichst in ihrer 
Gesamtheit und mit allen enthalte-
nen Diensten in eine künftige Tele-
matikinfrastruktur migrierbar“ sein 
müssten. Außerdem wollen sich die 
Länder dafür einsetzten, dass „Pa-
rallelstrukturen vermieden und ge-
meinsam mehr E-Health-Anwen-
dungen in der Regelversorgung“ 
ankommen, heißt es in dem Be-
schluss zur Telematikstrategie.

Auf der zweitägigen Sitzung in 
Warnemünde diskutierten die Län-
derminister zudem über die Neuord-
nung des Heilpraktikerrechts sowie 
zum Nationalen Pandemieplan, zur 
Impfstoffsicherung der Bevölkerung 
und zur Europäischen Gesundheits-
politik. Im kommenden Jahr hat 
Bremen den Vorsitz der GMK. ▄
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Länder wollen ÖGD stärken
Ein Appell an die Kommunen: Der Öffentliche Gesundheitsdienst  
soll ein besseres Image und Ärzte bessere Gehälter bekommen.

Austausch zwi-
schen Bundes- 
und Landesge-
sundheitspolitik: 
GMK-Vorsitzende 
Birgit Hesse (SPD) 
und Bundesgesund-
heitsminister Her-
mann Gröhe (CDU) 
in Warnemünde.
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